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PRESSEMITTEILUNG Nr. 103/26 

Luxemburg, den 14. Juli 2026 

Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-474/24 | NADA Austria u. a. 

Die Online-Veröffentlichung der Namen von Profisportlern, die gegen Anti-

Doping-Vorschriften verstoßen haben, kann mit dem Unionsrecht vereinbar 

sein 

Allerdings muss vor der Veröffentlichung eine Abwägung der betroffenen Interessen möglich sein 

Der Gerichtshof präzisiert, dass die Mitgliedstaaten grundsätzlich vorsehen können, dass die Namen von Sportlern, die 

gegen Anti-Doping-Vorschriften verstoßen haben, die Dauer der gegen sie verhängten Sperre und die Gründe für die 

Sperre im Internet veröffentlicht werden. Eine derartige Regelung muss jedoch die Datenschutz-Grundverordnung 

beachten. Daraus folgt insbesondere, dass die mit der Veröffentlichung beauftragte Stelle vor der Veröffentlichung eine 

Abwägung der betroffenen Interessen vornehmen können muss. Zudem muss die Veröffentlichung, insbesondere 

hinsichtlich ihrer Dauer, den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit wahren. Außerdem muss ein betroffener Sportler die 

Möglichkeit haben, präventiv eine Beschwerde bei der zuständigen Datenschutzbehörde einzulegen, wenn konkrete 

Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass eine ihn betreffende Veröffentlichung unmittelbar bevorsteht bzw. in naher Zukunft 

stattfinden wird. 

Die Österreichische Anti-Doping-Rechtskommission (ÖADR) und die Unabhängige Schiedskommission (Österreich) (USK)1 

sperrten vier Sportler wegen Verstößen gegen Anti-Doping-Vorschriften für einen bestimmten Zeitraum bzw. lebenslang 

von nationalen und internationalen Wettkämpfen. 

Nach den österreichischen Rechtsvorschriften werden solche Sperren auf der Website der Österreichischen Anti-Doping-

Agentur (NADA Austria) veröffentlicht2. Diese Veröffentlichung umfasst Vor- und Nachnamen des betroffenen Sportlers, 

die ausgeübte Sportart, den begangenen Verstoß gegen Anti-Doping-Vorschriften, die verhängte Sanktion sowie deren 

Beginn und Ende. Auch die ÖADR veröffentlicht diese Angaben sowie den Namen des verbotenen Wirkstoffs, um den es 

sich gegebenenfalls handelt, auf ihrer eigenen Website. 

Die vier Sportler wenden sich vor dem Bundesverwaltungsgericht (Österreich) gegen die Veröffentlichung ihrer Namen 

und der betroffenen Sportarten auf den fraglichen Websites3. Sie vertreten u. a. die Auffassung, die veröffentlichten 

Informationen fielen unter „Gesundheitsdaten“, deren Verarbeitung grundsätzlich verboten sei, sowie unter 

personenbezogene Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten, deren Verarbeitung grundsätzlich nur unter 

behördlicher Aufsicht vorgenommen werden dürfe. Zudem sei die in Österreich vorgesehene undifferenzierte 

Veröffentlichungsregelung mit der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)4 unvereinbar. Das Bundesverwaltungsgericht 

hat den Gerichtshof hierzu befragt5. 

Der Gerichtshof antwortet, dass die veröffentlichten Informationen grundsätzlich nicht unter den Begriff 

„Gesundheitsdaten“ fallen, es sei denn, der Name oder die Kategorie des von dem Verstoß betroffenen verbotenen 

Wirkstoffs oder der von ihm betroffenen verbotenen Methode ist in der Veröffentlichung angegeben und dieser 

Angabe in Verbindung mit anderen Informationen über die betroffene Person lassen sich – sei es auch nur mittelbar – 

durch gedankliche Kombination oder Ableitung Informationen über den früheren, gegenwärtigen oder künftigen 

körperlichen oder geistigen Gesundheitszustand dieser Person entnehmen. 
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Bleiben Sie in Verbindung! 

Des Weiteren antwortet der Gerichtshof, dass personenbezogene Daten, die sich auf Verstöße gegen nationale Anti-

Doping-Vorschriften und auf wegen solcher Verstöße verhängte Sanktionen beziehen, keine personenbezogenen Daten 

im Zusammenhang mit strafrechtlichen Verurteilungen und Straftaten darstellen. Diese Vorschriften über Verstöße 

und diese Sanktionen richten sich nämlich nur an eine bestimmte Gruppe von Personen – Sportler – ähnlich wie 

Disziplinarstrafen, die sicherstellen sollen, dass die Mitglieder einer Gruppe die eigens für diese geltenden 

Verhaltensregeln einhalten. 

Schließlich steht die DSGVO6 einer Online-Veröffentlichung der Namen von Profisportlern, die gegen Anti-Doping-

Vorschriften verstoßen haben, der Dauer der gegen sie verhängten Sperre und der Gründe hierfür grundsätzlich 

nicht entgegen. 

Die Bekämpfung von Doping, um einen fairen, ehrlichen und objektiven Ablauf von Sportwettkämpfen zu wahren, die 

Chancengleichheit der Sportler zu gewährleisten, ihre Gesundheit zu schützen und die Achtung der ethischen Werte des 

Sports durchzusetzen, verfolgt ein dem Gemeinwohl dienendes Ziel. 

Die Veröffentlichung von Verstößen gegen Anti-Doping-Vorschriften ist geeignet, zur Erreichung dieses Ziels 

beizutragen, indem sie zur Abschreckung, zur Prävention und zur Wirksamkeit der Sanktionen beiträgt. 

Zudem ist nicht ersichtlich, dass eine nicht auf einen begrenzten Personenkreis beschränkte Veröffentlichung über das 

hinausgeht, was erforderlich ist, um die Personen zu informieren, die mittelbar von dieser Sanktion betroffen sind und 

deren Interessen sie beeinträchtigt, wie gegenwärtige oder potenzielle Arbeitgeber und Sponsoren des sanktionierten 

Berufssportlers. 

Die mit der Veröffentlichung beauftragte Stelle muss allerdings vor einer solchen Veröffentlichung eine individuelle 

Abwägung der beteiligten Interessen vornehmen können, um sicherzustellen, dass diese Veröffentlichung im Einklang 

mit der DSGVO, insbesondere mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit erfolgt7. 

Darüber hinaus muss ein betroffener Sportler die Möglichkeit haben, präventiv eine Beschwerde bei der zuständigen 

Datenschutzbehörde einzulegen, wenn konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass eine ihn betreffende Veröffentlichung 

unmittelbar bevorsteht oder in naher Zukunft stattfinden wird. 

HINWEIS: Mit einem Vorabentscheidungsersuchen haben die Gerichte der Mitgliedstaaten die Möglichkeit, dem 

Gerichtshof im Rahmen eines Rechtsstreits, über den sie zu entscheiden haben, Fragen betreffend die Auslegung des 

Unionsrechts oder die Gültigkeit einer Handlung der Union vorzulegen. Der Gerichtshof entscheidet dabei nicht den beim 

nationalen Gericht anhängigen Rechtsstreit. Dieser ist unter Zugrundelegung der Entscheidung des Gerichtshofs vom 

nationalen Gericht zu entscheiden. Die Entscheidung des Gerichtshofs bindet in gleicher Weise andere nationale Gerichte, 

wenn diese über vergleichbare Fragen zu befinden haben. 

Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nicht amtliches Dokument, das den Gerichtshof nicht bindet. 

Der Volltext und gegebenenfalls die Zusammenfassung des Urteils werden am Tag der Verkündung auf der Curia‑Website 

veröffentlicht. 

Pressekontakt: Hartmut Ost ✆ +352 4303-3255 

Filmaufnahmen von der Verkündung des Urteils sind abrufbar über „Europe by Satellite“ ✆ +32 2 2964106. 

 

 

 
 

1 Die USK ist für die Überprüfung der Entscheidungen der ÖADR zuständig. 

2 Ausnahmen sind für Freizeitsportler, besonders schutzbedürftige Personen und „Whistleblower“ vorgesehen. 

3 Nachdem ihre Anträge an NADA Austria und die ÖADR sowie ihre daraufhin bei der Österreichischen Datenschutzbehörde eingereichten Beschwerden 

erfolglos geblieben waren. Die Österreichische Datenschutzbehörde wies die Beschwerden von drei der vier Sportler als unbegründet ab. Die Beschwerde der 

https://curia.europa.eu/juris/documents.jsf?num=C-474/24
https://audiovisual.ec.europa.eu/en/ebs/grid?ebs=yes&ebsplus
https://www.linkedin.com/company/european-court-of-justice/
https://www.youtube.com/channel/UCTfyrAlsJRZF1nGLLgnDiMA
https://twitter.com/CourUEPresse
https://curia.social-network.europa.eu/%40Curia_fr/
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vierten Sportlerin wiesen sie wegen fehlenden Rechtsschutzinteresses mit der Begründung zurück, dass ihre Angaben noch nicht veröffentlicht worden seien. 

4 Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 

personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung). 

5 Nachdem der Gerichtshof ein Vorabentscheidungsersuchen der USK als unzulässig zurückgewiesen hatte (vgl. Urteil vom 7. Mai 2024, NADA u. a., C-115/22, 

sowie Pressemitteilung Nr. 80/24). 

6 Die auf die fragliche Veröffentlichung zweifellos Anwendung findet. Insbesondere fällt sie nicht unter die Ausnahme zur Wahrung der nationalen Sicherheit. 

7 Der Gerichtshof hebt u. a. hervor, dass Spitzensportler mit einem gewissen Bekanntheitsgrad eine besondere Verantwortung tragen. Hingegen wäre eine 

namentliche Veröffentlichung der fraglichen Informationen über einen Zeitraum, der über die zeitliche Geltung der betreffenden Sanktionen hinausginge, 

angesichts der Schwere des mit einer solchen Veröffentlichung verbundenen Eingriffs in die Grundrechte auf Achtung des Privatlebens und auf Schutz 

personenbezogener Daten nicht verhältnismäßig. 

http://data.europa.eu/eli/reg/2016/679/oj
https://curia.europa.eu/juris/documents.jsf?num=C-115/22
https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2024-05/cp240080de.pdf

